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Nach dem sensationellen Wahlsieg von
Landeshauptmann Franz Voves in der Steier-
mark herrscht großartige Stimmung inner-
halb der Sozialdemokratie. Nun gilt es, die-
sen Schwung von der grünen Mark nach
Wien mitzunehmen. In der Endphase des
Wahlkampfes müssen alle Kräfte mobilisiert
werden, damit Michael Häupl Bürgermeister
und Wien die lebenswerteste Stadt der Welt
bleibt. Am 10. Oktober zählt jede Stimme!
Denn jetzt geht’s um Wien!

Erfreulich sind auch die aktuellen Wirt-
schaftsprognosen und für die SPÖ steht fest,
dass dies auch in den Verhandlungen über
Pensionen und Gehälter berücksichtigt wer-
den muss. Nulllohnrunden würden die Kauf-
kraft schwächen und damit den Wirtschafts-
aufschwung gefährden. 

Aufschwung und Bewegung nach jahre-
langem Stillstand durch ÖVP-Gehrer erlebt
auch die Bildungspolitik unter Bundesmini-
sterin Claudia Schmied. SPÖ-Bildungsspre-
cher Elmar Mayer unterstreicht in seinem
Kommentar die sozialdemokratischen Vor-
stellungen für die Schule der Zukunft.
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Premiere: Einkommensbericht für Öffentlichen Dienst

Kräuter erschüttert 

über arbeitnehmerfeindliche 

Äußerungen Lopatkas

Der Lohnabschluss bei den ÖBB, der vor-
sieht dass Mitarbeitern, die bis zu 2.100
Euro brutto verdienen, die Inflation von 1,7
Prozent abgegolten wird, ist für SPÖ-
Bundesgeschäftsführer Günther Kräuter
„ein Verhandlungsergebnis mit Augen-
maß“. Umso erschütternder sind für Kräu-
ter die „arbeitnehmerfeindlichen Äußerun-
gen von Staatssekretär Lopatka, der Ar-
beitnehmern, die bis zu 2.100 Euro brutto
verdienen, nicht einmal eine Inflationsab-
geltung gönnt und ihnen de facto einen Re-
allohnverlust wünscht“. Dies zeige, dass es
Lopatka bei den ÖBB „nach wie vor nicht
um Sachpolitik geht, sondern nur mehr da-
rum, sein verantwortungsloses Zerstö-
rungswerk fortzusetzen“.

Zitat der Woche

„Das einzig Nachhaltige 

an der Atomenergie ist das 

nachhaltige Risiko.“ 

Bundeskanzler Werner Faymann
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Verbesserte 

Konjunkturprognosen

Das Wirtschaftsforschungsinstitut
(Wifo) und das Institut für Höhere Stu-
dien (IHS) haben ihre Wachstums-
prognosen deutlich angehoben. Für
Österreich erwartet das Wifo ein Wirt-
schaftswachstum von real 2,0 Prozent
für 2010, für 2011 werden 1,9 Prozent
prognostiziert. Österreich liegt damit
besser als der EU-27-Schnitt, der für
2010 und 2011 bei 1,8 Prozent liegt.
Die Konjunkturbelebung sollte auch
die Lage am Arbeitsmarkt und der öf-
fentlichen Haushalte verbessern. ◆

Konjunkturprognose
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SPÖ-Bundesgeschäftsführer 
Günther Kräuter

W ir gehen im öffentlichen Dienst wie-
der einmal mit gutem Beispiel voran

und veröffentlichen erstmals einen Einkom-
mensbericht für unsere Bediensteten“, sag-
te Frauenministerin Gabriele Heinisch-Ho-
sek bei der Präsentation. Der Bericht zeigt,
dass die Einkommensschere im Bundes-
dienst (16 Prozent) deutlich geringer ist als
in der Privatwirtschaft (22 Prozent). Die
Frauenministerin sieht Handlungsbedarf,

die anfallenden Überstunden zwischen
Männern und Frauen gerechter zu vertei-
len, noch mehr dafür zu tun, dass mehr
weibliche Führungskräfte bestellt werden
und stärker über die negativen Folgen von
langen Karenzzeiten zu informieren.

K
ni

eDie Einkommensschere ist bei den Bundesbediensteten um sechs Prozent ge-
ringer als in Privatwirtschaft.

◆

Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek
sieht in den  Ergebnissen des Einkommensbe-

richts einen klaren Handlungsauftrag.

Fo
to

lia

2010 31:Layout 1 29.09.2010 20:57 Seite 2



3

S T A N D P U N K T

F ord wollte mit seinem Ausspruch
verdeutlichen, dass die Menschen
seine Autos nicht kaufen können,

wenn man ihnen nicht genügend Einkom-
men dazu gibt. Wie richtig er damals lag,
zeigt auch die aktuelle wirtschaftliche Situ-
ation unseres Landes. Das zarte Pflänzchen
Aufschwung, das wir derzeit zu hegen ha-
ben, kommt nicht von irgendwo. Österreich
kam bis jetzt vergleichsweise glimpflich
durch die Wirtschaftskrise. Weil die Politik
frühzeitig reagiert und durch Konjunktur-
und Arbeitsmarktpakete gegengesteuert
hat. Das Schlimmste, was wir aktuell tun
könnten, wäre, die Massenkaufkraft zu
schwächen. 

Genau das würde aber passieren, wenn
sich jene durchsetzen, die den Pensioni-
stinnen und Pensionisten schon jetzt mit
Kürzungen drohen. Wir werden das nicht
zulassen, denn mit der SPÖ wird es keine
Nulllohnrunde für Pensionisten geben!
Denn gerade die Bezieher kleiner Pensio-

nen geben das Geld auch wieder aus, das
sie Monat für Monat erhalten. Sie investie-
ren es wieder, sie geben es an die Enkel
weiter – und kurbeln so den Wirtschafts-
aufschwung an.

Es ist wirtschaftlicher Unsinn, sich Spa-
nien oder Irland in Sachen Budgetsanierung
zum Vorbild zu nehmen. Gerade dort wur-
den Löhne und Pensionen gekürzt, und ge-
rade damit hat man die Konjunktur zum Er-
liegen gebracht. Mit bekannten Folgen. Se-
hen wir uns stattdessen jene Länder an, die
vergleichsweise erfolgreich durch die Krise
gesegelt sind: Es sind jene Länder, die einen
aufrechten Sozialstaat haben, in denen die
Pensionen und Gehälter hoch genug sind,
um davon leben zu können. Gescheitert sind
jene Länder, in denen es einige wenige Rei-
che und viele Arme gibt. Eigentlich eine
Milchmädchenrechnung, doch leider kei-
neswegs so selbstverständlich wie man mei-
nen möchte. Hier werden die politischen
Unterschiede deutlich.

Wenn wir Sozialdemokraten das Wort
„Reform“ in den Mund nehmen, bedeutet
das für uns mehr Gerechtigkeit und mehr
Wohlstand für alle. Und ein Steuersystem,
in dem Arbeitseinkommen niedriger und
Vermögenszuwächse höher besteuert wer-
den. Andere politische Kräfte in unserem
Land sprechen von „Reform“ und meinen
damit nur die Überlegung, wem sie etwas
wegnehmen können. 

Also geht es gerade in diesen Tagen um
eine Richtungsentscheidung. Nehmen wir
das Beispiel Wien: Wien steht gerade des-
halb so gut da, weil die Stadtpolitik seit
Jahrzehnten darum bemüht ist, den Wohl-
stand für alle möglichst hoch zu halten und
für sozialen Ausgleich zu sorgen. Es ist nicht
selbstverständlich, dass im Nobelbezirk
Döbling und auch überall sonst in der Stadt
neben der Reichen-Villa ein Gemeindebau
steht. Was in der Praxis heißt, dass die Kin-
der aus der Villa mit jenen aus dem Ge-
meindebau in eine Schule gehen. Und letzt-
lich dazu führt, dass es in Wien keine Ghet-
tos gibt, wie in so vielen Großstädten. In
Wien ist es auch selbstverständlich, dass je-
der – unabhängig vom Einkommen – in das-
selbe Krankenhaus geht und dort die beste
Versorgung erhält. Es gibt eine ganze Men-
ge sozialer Errungenschaften zu verteidigen
und in den kommenden Jahren weiter aus-
zubauen.

Am Vorabend der entscheidenden Wah-
len in der Bundeshauptstadt Wien am 10.
Oktober kann unser Ziel deshalb nur sein:
Wir müssen alle Kräfte bündeln und bis zur
letzten Minute um jede Wählerin und jeden
Wähler kämpfen. Die SPÖ und Michael
Häupl haben Wien zur lebenswertesten
Stadt der Welt gemacht. Die Wienerinnen
und Wiener wissen das und vertrauen uns.
Jetzt geht es darum zu mobilisieren.

Ein dem US-amerikanischen Industriellen Henry Ford zugeordnetes Zitat lautet: „Autos kau-
fen keine Autos.“ Für unser Land bedeutet das aktuell: „Wenn wir jetzt durch falsche Maß-
nahmen die Konjunktur abwürgen, schaffen wir die Basis für die Wirtschaftskrise von mor-
gen. In der Bundeshauptstadt Wien weiß man das und setzt die richtigen Maßnahmen.

Autos kaufen keine Autos

Von Laura Rudas

◆
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„Mit der SPÖ wird es keine Nulllohn-
runde für Pensionisten geben!“r-
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„Das Schlimmste, was wir aktuell tun könnten, wäre, die Massenkaufkraft zu schwächen.“
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B ei den kommenden Gemeinde-
rats- und Landtagswahlen sowie
den Wahlen der Bezirksvertretun-

gen am 10. Oktober treffen die Wienerin-
nen und Wiener eine wichtige Richtungs-
entscheidung. Es geht um die Zukunft
Wiens und um die Fortsetzung der er -
folgreichen Arbeit von Bürgermeister 
Michael Häupl und seinem Team. Häupl
bringt es auf den Punkt: „Es ist die Wahl
zwischen einer guten Zukunft und einem
Weg, der in die Vergangenheit führt. Eines
ist klar: Wer will, dass dieser erfolgreiche
Wiener Weg fortgesetzt wird, muss auch
SPÖ wählen!“ Dass Wien Weltspitze ist,
merkt man nicht nur, wenn man in Wien
lebt, lernt oder arbeitet, es wurde auch
wiederholt durch die renommierte Mer-
cer-Studie belegt: Wien wurde zur Stadt
mit der höchsten Lebensqualität weltweit
gewählt. Das ist eine klare Bestätigung
dafür, wie erfolgreich sozialdemokratische
Politik ist. 

Arbeit, Bildung, Sicherheit

Die Kompetenz für die Themen, die auch
in Zukunft bestimmend sein werden, liegt
in Wien klar bei der SPÖ. Im Bildungsbe-
reich hat man mit zahlreichen Investitio-
nen, von der Frühkindförderung durch
Gratis-Kindergarten und ein verpflichten-
des Kindergartenjahr vor Schuleintritt, bis
hin zur Ausbildungsgarantie, ein tragfähi-
ges Fundament für Wiens Zukunft als Bil-
dungs- und High-Tech-Standort gelegt.
Unter dem Motto „Aus der Krise heraus in-
vestieren, nicht in die nächste hineinspa-
ren“ konnten durch Förderungen für
Klein- und Mittelbetriebe bestehende Ar-
beitsplätze gesichert und 90.000 neue

Jobs geschaffen werden. Auch die The-
men Sicherheit und Zusammenleben spie-
len eine zentrale Rolle in Michael Häupls
Politik. Beim Zusammenleben in einer
Großstadt geht es um klare Spielregeln,
Respekt und Rücksichtnahme. Dafür gibt
es die Wiener Hausordnung, Deutschkur-
se für alle Zuwanderer und gut funktio-
nierende Integrationskonzepte. Wo ande-
re hetzen und schäumen, wird in Wien ge-
handelt und an konkreten Lösungen ge-
arbeitet. Auch die hunderten neuen Ord-
nungskräfte in Wohnanlagen, Parks und
Öffis sowie der Kampfhundeführschein
leisten einen wichtigen Beitrag, wenn es
darum geht, dass Wien die sicherste
Hauptstadt der Welt bleibt. 

Am 10. Oktober: Für Michael H

L A N D T A G S W A H L  W I E N

H I N T E R G R U N D

Facts zur Wahl:

Gewählt wird: der Gemeinderat, der Landtag
und die Bezirksvertretung

Termin: 10. Oktober 2010

Gemeinderat: 100 Mandate

(derzeit: SPÖ 55, ÖVP 18, FPÖ 13, Grüne 14)

Bezirksvertretung: 1.112 Mandate

Landesregierung: 14 Sitze

(SPÖ 9, ÖVP 2, Grüne 2, FPÖ 1)

Alle Infos zur Wahl unter www.wien.spoe.at

„Wie die Mercer-Studie zeigt, 
führt Wien international in allen 
Bereichen, die die Lebensqualität
betreffen. Darauf können wir stolz
sein.“

Bürgermeister Michael Häupl

◆

Bürgermeister Michael Häupl und sein Team haben Wien zur lebenswertesten Stadt
der Welt gemacht. Am 10. Oktober geht es darum, diesen erfolgreichen Weg fort-
zusetzen.
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Am 10. Oktober geht es um die erfolgreiche Zukunft Wiens. 
Michael Häupl ist der Garant dafür.
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Wien muss rot bleiben weil …

„… die Menschen in dieser Stadt ein Recht auf 
ein funktionierendes öffentliches Gesundheits -
system haben. Oppositionelles Krankjammern ist
zu wenig.“

SPÖ-Gesundheitssprecherin 
Sabine Oberhauser

„… nur die SPÖ der Garant dafür ist, dass Wien die
lebenswerteste Stadt der Welt bleibt, die Blauen das
Klima des Miteinander gefährden, die Grünen nur
mit sich selbst beschäftigt sind, die Schwarzen aber
sowas von fad sind und Orangen nur als Zitrus-
früchte Sinn machen.“

SPÖ-Klubobmann Josef Cap

„… Wien die lebens- und liebenswerteste Stadt ist.“

SPÖ-Bundesgeschäftsführerin Laura Rudas

◆
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Gratis-Kindergarten, verpflichtendes Kindergartenjahr vor Schuleintritt, 
ein flächendeckendes Ganztagsschulangebot und die Ausbildungsgarantie – Investitionen

im Bildungsbereich sind ein Herzstück von Michael Häupls Politik.

„Ich will den
Menschen die
Angst nehmen,
sie zusammen-
bringen – das ist
das genaue
Gegenteil von
dem, was 
Strache will. 
Er hetzt auf. 
Ich will 
Probleme 
lösen.“

Bürgermeister 
Michael Häupl

2010 31:Layout 1 29.09.2010 20:58 Seite 5
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„SPÖ Aktuell“: Herr Bürgermeister,
wie sieht Ihre persönliche Bilanz der
letzten fünf Jahre aus?

Michael Häupl: Wien hat es zwei-
mal hintereinander geschafft, die le-
benswerteste Stadt der Welt zu wer-
den. Als Bürgermeister freut mich
diese Auszeichnung natürlich ganz
besonders. Es ist eine wichtige Be-
stätigung der geleisteten Arbeit, zu-
gleich aber auch ein Auftrag, diesen
erfolgreichen Wiener Weg fortzuset-
zen, damit Wien auch in Zukunft ein
Ort ist, an dem man gut und gerne
lebt!

Bildung ist eines der wichtigsten The-
men in diesem Wahlkampf?
Häupl: Die Jugend ist die Zukunft
unserer Stadt – daher ist das ein
Schlüsselthema. Mir ist es besonders
wichtig, dass in Wien alle Jugendli-
chen die Chance auf beste Ausbildung
haben. Damit das so bleibt, investieren

wir massiv in den Bildungsbereich: Ob
Gratiskindergarten, das verpflichtende
Kindergartenjahr vor Schuleintritt, die
Schaffung eines flächendeckenden An-
gebotes an Ganztagsschulen oder die
Wiener Mittelschule bis hin zur Wiener
Ausbildungsgarantie für Lehrlinge.

Wien soll überhaupt zu einer „Stadt des
Wissens“ werden, lautet eine Ihrer wich-
tigsten Botschaften. Können Sie das ein
wenig erläutern?

Häupl: Ja und das ist zu einem guten Teil
bereits Realität! Wien gilt schon heute als
europaweit beachteter Standort für Bio-
und Informationstechnologien. Dieser
Höhenflug schafft hochwertige Arbeits-

plätze. Alleine am Campus Vienna Bio-
center sind 1.400 Wissenschafter und
Studierende aus rund 40 Nationen tätig
und erforschen Krebserkrankungen, die
Entwicklung von Impfstoffen und vieles
mehr. Diesen erfolgreichen Weg wollen
wir weitergehen!

Auf Bundesebene werden Einsparungen
bei den Universitäten diskutiert. Ihre Mei-
nung dazu?

Häupl: Das ist ausgesprochen kontra-
produktiv. Die Universitäten sind von
zentraler Bedeutung für den Wirt-
schaftsstandort Wien. Wir brauchen
nicht weniger, sondern mehr Bildung! In
Zeiten einer globalisierten Wirtschaft
werden Bildung und Qualifikation der
Arbeitnehmer immer wichtiger. Deshalb
investieren wir nachhaltig in die Berei-
che Forschung und Entwicklung. Wien
verfügt nicht umsonst über die meisten
Universitäten und 60 Prozent der Stu-
dentinnen und Studenten Österreichs.
Es gibt hier viel Potential und das wol-
len wir nützen!

Die Wirtschaftsprognosen sind positiv,
ist die Krise vorbei?

Häupl: Nein, die Krise ist noch nicht
vorbei. Ich werde erst von ihrem Ende
sprechen, wenn der Arbeitsmarkt ge-
nerell wieder in Ordnung ist und die
jungen Menschen keine Sorgen
mehr wegen Ausbildungs- und Zu-
kunftschancen haben müssen. Wir in
Wien tun jedenfalls alles dafür Not-
wendige und gehen unseren erfolg-
reichen Weg weiter. Mir ist wichtig zu
sagen, wir müssen uns jetzt aus der
Krise hinaus investieren, nicht in die
nächste hinein sparen.

Was tut Wien, um das Miteinander in
der Stadt zu fördern?

Häupl: Eine Gemeinschaft funktio-
niert nur, wenn sich alle an gewisse
Regeln halten. Das gilt für zwischen-

menschliche Beziehungen genauso wie
für eine Stadt. Ohne Respekt und Rück-
sichtnahme gibt es in Wien kein Mitei-
nander. Dieses Regelwerk, an das sich
alle, die hier leben, halten müssen, ist die
„Wiener Hausordnung“. Und weil gutes
Zureden leider nicht immer ausreicht,
haben wir seitens der Stadt eigene Ord-
nungsdienste eingerichtet, die die Ein-
haltung der Regeln überwachen – im Ge-
meindebau, in den Wiener Parks und in
den öffentlichen Verkehrsmitteln. Denn
Wien soll auch in Zukunft eine Stadt blei-
ben, in der alle Menschen unabhängig
von ihrer Herkunft friedlich und ohne
Angst zusammenleben!

Wie lautet Ihre persönliche Botschaft an
die Wienerinnen und Wiener?

Häupl: Am 10. Oktober geht es um viel,
es geht um Wien! Es ist die Wahl zwi-
schen einer guten Zukunft und einem
Weg, der in die Vergangenheit führt. Ei-
nes ist klar: Wer will, dass dieser erfolg-
reiche Wiener Weg fortgesetzt wird,
muss auch SPÖ wählen!

INTERVIEW

„Wir wollen den erfolgreichen Weg
weitergehen!“

◆

Wiens Bürgermeister Michael Häupl im „SPÖ Aktuell“-Interview über die Zukunftsthemen Bildung, Forschung und
Entwicklung und warum es wichtig ist, am 10. Oktober SPÖ zu wählen.

Für Bürgermeister Michael Häupl ist klar, 
dass Bildung entscheidend für den 

Wirtschaftsstandort Wien ist. Deshalb wird in
Wien nachhaltig in die Bereiche Forschung und

Entwicklung investiert.
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L A N D T A G S W A H L  W I E N

„Wien muss auch in Zukunft
ein Ort sein, an dem man gut
und gerne lebt.“

Bürgermeister Michael Häupl
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D er unermüdliche Einsatz bis zum
Schluss hat sich gelohnt. Die Stei-
rerinnen und Steirer wollen den

erfolgreichen Weg, den Landeshauptmann
Franz Voves vor fünf Jahren eingeschlagen
hat, mit ihm fortsetzen. „Wir sind die stärk-
ste politische Bewegung in der Steier-
mark!“, freute sich Voves nach dem Fest-
stehen der vorläufigen Wahlergebnisse. 

Bundeskanzler Werner Faymann sieht in
dem Ergebnis „geradezu eine Sensation“.
„Das ist das Verdienst von Franz Voves, der
zum zweiten Mal das beinahe Unmögliche
in der Steiermark – den ersten Platz – ge-
schafft hat“, sagte Faymann am Sonntag-

abend. Mit viel Engagement und der
Besetzung wichtiger Themen wie
dem Kampf gegen Arbeitslosigkeit
und dem weiteren Ausbau der Infra-
struktur – sowohl im Verkehr- wie
auch im Forschungs- und Bildungs-
bereich – haben es Voves und sein
Team geschafft, den Kampf um die
Führung in der Steiermark für sich zu
entscheiden. 

ÖVP stürzt weiter ab

Die ÖVP dagegen hat bei dieser Landtags-
wahl ein noch schlechteres Ergebnis ein-
gefahren als bei ihrem Absturz vor fünf Jah-
ren „Franz Voves ist es gelungen, die jahr-
zehntelange Dominanz der ÖVP in der
Steiermark zu brechen“, begrüßte Nieder-
österreichs LHStv. Sepp Leitner das vor-
läufige Wahlergebnis. „Eine Politik mit 
Ecken und Kanten und für die Steirerinnen
und Steirer hat gewonnen“, freute sich Leit-
ner. Auch Oberösterreichs SPÖ-Landes-
parteivorsitzender Josef Ackerl gratulierte
seinem steirischen Kollegen: „Ich hoffe,
dass sich jetzt alle Parteien in der Steier-
mark dazu bekennen, dass die stimmen-

stärkste Partei den Landeshauptmann
stellt.“ Voves forderte die ÖVP diesbezüg-
lich ebenfalls zu mehr Zurückhaltung auf:
„Wenn man sich als Verlierer ständig als
Sieger aufführt“ und als Zweiter immer be-
stimmen wolle, wo es langgehe, sei das kei-
ne gute Basis für eine Zusammenarbeit,
stellte Voves klar. Jetzt gehe es darum, mit
welcher Partei man am besten das SPÖ-Zu-
kunftsprogramm, die 12 Ziele für die Steier-
mark, umsetzen kann, so der Landes-
hauptmann.

Nach einem bis zuletzt spannenden Kopf-an-Kopf-Rennen mit der ÖVP stand am
Sonntagabend um 18 Uhr fest: Franz Voves und seinem Team ist es gelungen, zum
zweiten Mal in Folge einen historischen Wahlsieg zu erringen.

Historischer Wahlsieg für die SPÖ

◆

P R E S S E S T I M M E N

„Die steirische ÖVP machte tagelang auf 
Rabiatperle. Hermann Schützenhöfer ließ sich als
Wahlsieger feiern. Dabei hat er die historische
Niederlage 2005, die seine Partei nach 60 Jahren
den Landeshauptmann-Sessel gekostet hatte,
noch übertroffen.“

Josef Votzi, Kurier, 29. 9. 2010

„Auf die ÖVP, die 60 Jahre das Land regiert hatte,
wartet jedenfalls ein sehr langer Weg zurück an die
Macht. Hermann Schützenhöfer sagte einmal, in der
Regel dauert dieser 20 Jahre.“

Michael Sprenger, 
Tiroler Tageszeitung, 27. 9. 2010 

„Jahrzehntelang war die Steiermark ein schwarzes
Kernland, jetzt müssen sich die ÖVP und Pröll Ver-
luste und das zweitschlechteste VP-Ergebnis seit
1945 in der Grünen Mark als Erfolg schönreden.“

Walter Müller, Standard, 28. 9. 2010

Landtagswahl 
Steiermark
(vorläufiges Endergebnis ohne Wahlkarten)

SPÖ
38,43%

Quelle: APA | Grafik: SPÖ

Grüne
5,25%

KPÖ
4,41%

BZÖ
3,00%

Sonst.
0,94%

FPÖ
10,83%

ÖVP
37,14%

Die Steirerinnen und Steirer haben gewählt: 
Der erfolgreiche Weg von Franz Voves soll fortgesetzt werden.
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BUDGET

B undeskanzler Werner Faymann
freute sich über die neuerlich ver-
besserten Prognosen der Wirt-

schaftsforscher. „Erneut wird deutlich, dass
sich Österreich in der Krise besser gehal-
ten hat als andere europäische Länder. Be-
sonders freut mich dabei, dass laut den
Wirtschaftsforschern die Arbeitslosigkeit
weiter sinkt. Einen Beitrag dazu haben si-
cher auch die Konjunktur- und Arbeits-
marktpakete der Bundesregierung gelei-
stet.“ Dennoch ist es dem Kanzler wichtig,
auch zu betonen, dass dies nicht zuletzt der
Verdienst der Unternehmer sowie der Ar-
beitnehmer des Landes ist.  

Den wirkungsvollen Maßnahmen wäh-
rend der Krise mit zwei Konjunktur- und Ar-
beitsmarktpaketen, der Steuerreform 2009,
dem Bankenrettungs- und dem Unterneh-
mensliquiditätsstärkungspaket (Stichwort
Staatshaftungen) ist es zu verdanken, dass
das Wachstum stärker und die Arbeitslo-
sigkeit geringer ist als erwartet (siehe Gra-
fik). Dadurch fallen die Budgetlücke, und
damit der Konsolidierungsbedarf, kleiner
aus als befürchtet. Vorsicht ist dennoch ge-
boten. Erfreuliche Prognosen ersetzen kei-
ne verantwortungsvolle und nachhaltige
Budgetplanung.

Keine Kaufkraft -
schwächung bei Pensionen

Nach der letzten Sitzung des Mi-
nisterrates sprach sich Bundes-
kanzler Werner Faymann überdies
dafür aus, dass bei Pensionisten
und im öffentlichen Dienst die
Kaufkraft gestärkt werden müsste.
Nulllohnrunden seien in diesem
Bereich daher abzulehnen. Der
Kampf gegen die Krise habe ge-
zeigt, „wie wichtig eine starke
Kaufkraft für das Wachstum ist“, so
Faymann. Auch Finanzminister
Pröll zeigte sich diesbezüglich ge-
sprächsbereit. Den Vorstoß des
Bundeskanzlers bezeichnete SPÖ-

Bundesgeschäftsführerin Laura Rudas als
„begrüßenswertes und notwendiges Zei-
chen“. Das derzeitige Wirtschaftswachs-
tum sei nur „durch den konstanten In-
landskonsum möglich gewesen“, zu dem
auch die Pensionistinnen und die Pensio-
nisten entscheidend beitragen. Für die

SPÖ-Bundesgeschäftsführerin ist klar,
dass auch die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer am wirtschaftlichen Auf-
schwung beteiligt werden müssen: „Sie
haben den Aufschwung durch ihre harte
Arbeit ermöglicht, ihnen steht ein gerech-
ter Anteil zu.“ 

Budgetlücke gerecht
schließen

„Neben der Budgetlücke gibt es
auch eine Gerechtigkeitslücke zu
schließen“, so Finanzstaatssekretär
Andreas Schieder. Die SPÖ hat
dazu ein Programm auf den Tisch
gelegt, „damit auch jene, die vor
der Krise von den deregulierten
Märkten profitiert haben, jetzt ei-
nen gerechten Beitrag zum Schlie-
ßen der Budgetlücke leisten.“ Auch
für SPÖ-Finanzsprecher Jan Krai-
ner ist klar, dass die Budgetlücke
gerecht und sozial ausgewogenen
geschlossen werden muss. 

Wirtschaftsforscher revidierten letzte Woche ihre Wachstums-Prognosen für 2010 und
2011 nach oben. Die Kaufkraft war und ist ein wesentlicher Faktor dafür. Noch ist
kein definitives Ende der Krise in Sicht, aber eines zeigt sich deutlich: Die Maßnah-
men der SPÖ-geführten Bundesregierung greifen. 

Wer die Kaufkraft stärkt, stärkt
den Aufschwung

◆
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Zwischen 1,8 Prozent und 2,0 Prozent Wachstum werden 
für 2010 und 2011 nun prognostiziert. Damit liegt Österreich
deutlich über dem EU-27-Schnitt. Das eröffnet mehr Spiel -

räume für das Budget und gibt die Möglichkeit die Kaufkraft
der Menschen weiterhin zu stärken.

Bundeskanzler und SPÖ-Parteivorsitzender Werner Faymann sieht den Kurs seiner 
Regierung bestätigt. Nicht zuletzt die zahlreichen kaufkraftstärkenden Maßnahmen 

(Stichwort Steuerreform) haben zum Wachstum beigetragen.
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EUROPÄISCHE UNION

K eine Bank darf  'too big to fail' sein.
Wir brauchen ein Verfahren, das es
Banken ermöglicht, den Markt zu

verlassen, ohne volkswirtschaftlichen
Schaden anzurichten“, so Finanzstaatsse-
kretär Andreas Schieder, der ein eigenes In-
solvenzrecht für Banken fordert, um künf-
tig volkswirtschaftlichen Schaden durch
Bankenpleiten abwenden zu können. Auch
der Internationale Währungsfonds drängt
Österreich, Maßnahmen zu setzen, um ge-
ordnete Marktaustritte von Banken zu er-
möglichen. Deutschland hat bereits ein
Modell verabschiedet, an dem sich auch
Österreich orientieren könnte. 

Vor über zwei Jahren meldete die Investmentbank Lehman Brothers Insolvenz an. Da-
mit wurde die folgenschwere Finanzkrise weltöffentlich. Die Forderungen der Sozi-
aldemokratie für mehr Regulierung und Kontrolle liegen längst am Tisch. Doch in
Brüssel versuchen Finanzlobbys wichtige Schritte zu verhindern. 

Finanzmärkte regulieren!

SPÖ Aktuell:  Frau Regner, Sie sind in Brüs-
sel selbst an Verhandlungen über mehr Re-
gulierung und Kontrolle der Finanzmärkte
beteiligt. Sind hier positive Entwicklungen
zu erwarten?
Evelyn Regner: Ich hoffe, dass sich das
Parlament in dieser Frage durchsetzen
kann. Wir haben eine eindeutige Haltung,
was eine strenge Regulierung betrifft. Die
Verhandlungen mit dem Rat gestalten sich
aber schwierig, denn in manchen Punkten
ist man nicht bereit, klare Regelungen zu
akzeptieren, die uns davor schützen, dass
durch Spekulationsblasen das Wirt-
schaftssystem erneut ins Wanken gerät.

Eine Forderung der Sozialdemokraten ist
eine europäische Finanzmarktaufsicht mit
mehr Biss. Hat sich in dieser Frage etwas
getan?
Regner: Mit den drei neuen Aufsichtsbe-
hörden für Banken, Wertpapiere und Ver-
sicherungen haben wir einen Schritt in die
richtige Richtung gemacht. Diese haben

nun echte Durchgriffsrechte, früher durf-
ten nur Empfehlungen ausgesprochen
werden. 

Stichwort Lobbying. Werden Sie als EU-Par-
lamentarierin von Lobbyisten kontaktiert?
Regner: Treffen mit Lobbyisten gehören
zum Alltag eines EU-Abgeordneten. Der
Kontakt an sich ist nichts Schlechtes, denn
er ermöglicht uns Parlamentariern, ver-
schiedene Meinungen zu einzelnen Vor-
haben zu hören. Größtmögliche Transpa-
renz ist mir besonders wichtig. Der Bürger
soll nachvollziehen können, welche Unter-
nehmen oder Organisationen versuchen,
Einfluss zu nehmen. Ich veröffent-
liche daher meine Kontakte zu
Lobbyisten auf meiner Homepage.

Wie viel Macht haben die Lobbyis-
ten tatsächlich? Gibt es auch „gute
Lobbyisten“?
Regner: Lobbyismus wird von al-
len Seiten betrieben, sei es von

Großunternehmen oder Banken, aber
auch von Gewerkschaften und NGOs.
Lobbyisten haben so viel Macht, wie es
der einzelne Abgeordnete zulässt. Das
heißt, ich kann mir Meinungen anhören,
muss aber nicht danach handeln. Was zu
bemerken ist, ist ein Ungleichgewicht zwi-
schen Lobbyisten der Wirtschaft und je-
ner der NGOs. Aufgrund der finanziellen
Ausstattung der Unternehmen können
diese ihre Lobbying-Aktivitäten weitaus
umfangreicher gestalten. Bei der Debatte
um die Finanzmarktregulierung wurde von
Seiten der Finanzwirtschaft ein Großauf-
gebot an Lobbyisten losgeschickt.

SPÖ-Europaabgeordnete Evelyn Regner im Interview mit „SPÖ Aktuell“ über eine neue
Finanzmarktarchitektur, aktuelle Debatten im Europäischen Parlament und das Un-
wesen der Finanz-Lobbyisten in Brüssel.

„Schritte in die richtige Richtung“
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INTERVIEW

SPÖ-Europaabgeordnete Evelyn Regner kämpft im Europäischen Parlament für die Rechte der
Arbeitnehmer und für die richtigen Konsequenzen aus der Finanz- und Wirtschaftskrise.
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Die Sozialdemokraten kämpfen im
EU-Parlament für mehr Regulierung
und Kontrolle
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Auf www.lebensmittelcharta.at werden die wichtigsten Projekte
zur Lebensmittelkennzeichnung vorgestellt. 

A llzu oft ist die Kennzeichnung von Lebensmitteln unklar 
und die Werbung missverständlich. Das will Gesundheits-

minister Alois Stöger ändern. Die wichtigsten  Forderungen des
Ministers sind ein Gütezeichen für gentechnikfrei produzierte 
Lebensmittel, mehr Informationen in der Gastronomie, eine 
Mindestschriftgröße auf Lebensmitteletiketten, einheitliche 

verpflichtende Nähr wert -
tabellen auf Lebensmit-
teln sowie eine verpflich-
tende Herkunftsbezeich-
nung bei unverarbeiteten
Lebensmitteln und die
Kennze ichnung von  
„Klebefleisch.“ 

I N N E N P O L I T I K
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SOZIALES

D ie Pflegefinanzierung in Öster-
reich muss gesichert und auf
nachhaltige Beine gestellt wer-

den. Die Einrichtung ei-
nes Pflegefonds ist ab-
solut notwendig“, so der
Präsident des Pensioni-
stenverbands Öster-
reichs (PVÖ), Karl Ble-
cha. Da die Zahl der Pfle-
gegeldbezieher von ak-
tuell 420.000 Personen
jährlich um ca. drei Pro-
zent ansteigt, werden die
Ausgaben von Ländern
und Gemeinden für
Sachleistungen von jetzt
1,5 Mrd. Euro bis zum
Jahr 2020 auf ca. 2,1 Mrd.
Euro steigen. Für Sozial-
minister Rudolf Hunds-
torfer steht fest: „Diese
Zahlen dürfen uns aber
nicht erschrecken, sie

sollen ein Arbeitsauftrag sein.“ Im Rahmen
einer Enquete zur künftigen Finanzierung
der Pflege bekräftigte der Sozialminister

erneut, dass es zu keiner Abschaffung der
sieben Pflegestufen kommen wird. Statt-
dessen könne man das bestehende Sy-
stem aus sieben Pflegestufen, Landes-
pflegegeld und weiteren Sozialleistungen
um den Pflegefonds ergänzen, indem die
Mittel auf die Länder aufgeteilt und an die
Gemeinden weiter gegeben werden. Chri-
stine Lapp, SPÖ-Nationalratsabgeordnete
und Präsidentin der Wiener Sozialdienste,
befürwortet ebenfalls die Schaffung eines
Pflegefonds. „Dabei müssen Chancen-
gleichheit für alle und Angebotsvielfalt im
Mittelpunkt stehen“, so Lapp.

Um auch künftig ein Altern in Würde zu gewährleisten, braucht es eine nachhaltige
Finanzierung der Pflege. PVÖ-Präsident Karl Blecha fordert daher die rasche Ein-
führung eines Pflegefonds.

Pflegefinanzierung nachhaltig sichern

Mehr Qualität für unsere 
Lebensmittel

LEBENSMIT TELCHARTA

◆

◆

Eine neuerliche Niederlage hat Ex-Finanzminister Karl-Heinz
Grasser in einer Ehrenverletzungs-Klage gegen die SPÖ hinzu-
nehmen. 

K onkret geht es um eine Aussage von SPÖ-Bundesge-
schäftsführer Günther Kräuter im „SPÖ Aktuell“ im Zu-

sammenhang mit dem Buwog-Untersuchungsausschuss, gegen
die Grasser eine Einstweilige Verfügung beantragt hat. Kräuter
berief sich dagegen auf die freie Meinungsäußerung und bekam
nun auch vom Oberlandesge-
richt (OLG) recht. Kräuter hat-
te dargelegt, Grassers Forde-
rung nach einem Buwog-
U-Ausschuss sei“ nur eine 
Finte, um hinter den Kulissen
mit alten Seilschaften einen 
U-Ausschuss zu verhindern.“ 

Kräuter besiegt Grasser bei
Gericht

JUSTIZ
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Für Gesundheitsminister
Alois Stöger steht fest:
„Konsumenten sollen 
qualitätsvolle Lebensmittel
kaufen können.“ 

SPÖ-Bundesgeschäfts führer
Günther Kräuter darf in der

politischen Auseinander -
setzung auch in scharfer Form

argumentieren.

Für die SPÖ steht fest: Ein würde volles Altern muss auch für die
Zukunft abgesichert sein.

„Der Pflegefonds muss ein Sys -
tem schaffen, damit jeder, egal
wo in Österreich er zu Hause ist,
den gleichen Anspruch und die
gleichen Chancen auf adäquate
Pflege hat.“

PVÖ-Präsident Karl Blecha
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André Gorz ist einer jener Globalisie-
rungskritiker, die bereits vor Jahren die
gegenwärtige Wirtschaftskrise beschrie-
ben haben. Es ist daher kein Zufall, dass
seine Thesen auch heute noch breit di-
skutiert werden. Der in Wien geborene
Gorz zeigt auf, dass die ökonomische Ver-
nunft, der alle Lebensbereiche unterwor-
fen sind, zu einem Rückgang an indivi-
dueller Freiheit geführt hat. Man hat ein
System geschaffen, das viel freie Zeit

schafft, diese aber ständig ökonomisiert,
also alle kreativen und sozialen Tätigkei-
ten in Dienstleistungen verwandelt. Gorz,
der früher Mitarbeiter von Jean-Paul Sar-
tre war und in den 1960er Jahren das Ma-
gazin Le Nouvel Observateur mitbegrün-
dete, schwebt hingegen eine Utopie vor,
die sich der ökonomischen Vernunft ent-
zieht und die Werte wie Selbstverwirkli-
chung, Gemeinschaft und Emanzipation
verteidigt. 

Alice Schwarzer hat sich noch nie ge-
scheut, heikle Themen anzusprechen.
Auch in ihrem neuesten Buch „Die Ver-
schleierung“ will die Frauenrechtlerin auf-
klären – in diesem Fall über die vermeint-
liche Gefahr einer allzu kulturrelativisti-
schen Sicht auf den Islamismus. Die The-
men reichen dabei vom Schweizer Mina-
rettverbot und der deutschen Kopftuch-
debatte bis zu den französischen Diskus-
sionen über die Rolle der Burka in der Öf-

fentlichkeit. Außerdem im Zentrum stehen
die Unruhen in den Pariser Vorstädten, die
Strategien islamistischer Agitation oder die
Rolle von Konvertitinnen. Die Grenzlinie
zwischen dem Islam als Religion und dem
politischen Islamismus bleibt dabei immer
im Blick, wenn diese auch zusehends
schwerer zu ziehen ist. Alice Schwarzers
Texte werden durch Untersuchungen und
Berichte zahlreicher Co-Autorinnen er-
gänzt.

Berlin 1931: Die Wirtschaftskrise ver-
schärft sich, die Auseinandersetzungen
zwischen SA und Rotfront werden ge-
walttätig, unter den Ringvereinen tobt ein
Machtkampf und Gereon Rath bekommt
den Auftrag, den US-Gangster Abraham
»Abe« Goldstein zu beschatten. Der Gang-
ster Goldstein scheint sich damit abge-
funden zu haben, unter Beobachtung der
Polizei zu stehen. Unterweltboss Johann
Marlow zwingt Rath derweil zu einer pri-
vaten Ermittlung: Der rote Hugo, Chef des

Ringvereins Berolina und Marlows Ge-
schäftspartner, ist verschwunden. Schnell
gerät Gereon zwischen die Fronten eines
Bandenkriegs. Volker Kutscher gelingt es
meisterhaft, im Panorama einer zerrisse-
nen Stadt auf dem Weg in den Faschismus
Figuren zu zeichnen, die erstaunlich
gegenwärtig anmuten und den Leser be-
rühren. Und gleichzeitig entwickelt er eine
atemberaubende Handlung, die von ei-
nem Höhepunkt zum nächsten drängt –
Spannung pur!

André Gorz:
Kritik der ökonomischen
Vernunft. 
Rotpunktverlag, Zürich 2010;
420 S., 28,80 ¤

Alice Schwarzer:
Die große Verschleierung.
Für Integration, 
gegen Islamismus.
Kiepenheuer & Witsch, 
Köln 2010; 320 S., 10.80 ¤

Volker Kutscher:
Goldstein – Gereon Raths
dritter Fall.
Kiepenheuer & Witsch, 
Köln 2010;
575 S., 20,50 ¤

Globalisierung

Kritik der ökonomischen Vernunft
Das 1988 erschienene Hauptwerk des französischen Sozialphilo-
sophen André Gorz über die „Krise der Arbeitsgesellschaft“ wur-
de nun vom Rotpunktverlag neu zugänglich gemacht.

Gesellschaft

Die große Verschleierung
In ihrem neuesten Buch widmet sich die Frauenrechtlerin Alice
Schwarzer einem brisanten Thema: der „Islamisierung“ der west-
lichen Welt.

Kriminalroman

Goldstein
Raths dritter Fall ist ein harter Brocken: Abe Goldstein, jüdischer
Gangster aus Brooklyn, mischt Berlin auf. 
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PRESSEFREIHEIT

N och nie war der Ruf der Justiz
so angeschlagen wie in der
derzeitigen Situation“, stellt

SPÖ-Justizsprecher Hannes Jarolim
fest. Auslöser der aktuellen Debatte
um Angriffe der Justiz auf die Presse-
freiheit sind einerseits die rechtswid-
rigen Einvernahmen von Journalisten
des Nachrichtenmagazins „profil“, die
in ihrer Berichterstattung zur Hypo
Alpe Adria Bank aus deutschen Ge-
richtsakten zitiert hatten, andererseits
die vom Wiener Oberlandesgericht
(OLG) verlangte Herausgabe von Roh-
material eines ORF-Drehs für die Re-
portagereihe „Am Schauplatz“. Werde
auf diese Weise vorgegangen, sei freie
journalistische Recherche kaum mehr
möglich, so Universitätsprofessor Fritz
Hausjell: „Das würde den kritischen Jour-
nalismus zum Erliegen bringen.“ Medien-
staatssekretär Josef Ostermayer betont:
„Das Redaktionsgeheimnis bildet ein Kern-

stück für die demokratische Kontrollaufga-
be der Medien.“ Er begrüßt daher eine brei-
te Diskussion über die Präzisierung des
Redaktionsgeheimnisses.

Nicht akzeptabel in Sachen Red-
aktionsgeheimnis sind für SPÖ-
Klubobmann Josef Cap die Aussagen
von VP-Verfassungssprecher Molte-
rer. Dieser hatte behauptet, dass der
ORF den mangelnden Schutz der
Pressefreiheit als fadenscheinige 
Argumentation nütze, um dem 
OLG-Entscheid nach Herausgabe
der Bänder nicht nachzukommen.
„Als Verfassungssprecher sollte es
dem Kollegen Molterer bekannt sein,
dass die Presse- und Medienfreiheit 
sowie das Redaktionsgeheimnis
Grundpfeiler einer funktionierenden
Demokratie sind.“
Zur gesetzlichen Verbesserung des
Schutzes der Pressefreiheit schlägt
SPÖ-Justizsprecher Jarolim vor, dass

das Redaktionsgeheimnis auch für be-
schuldigte Journalisten zur Anwendung
kommen und die Grundrechtsbeschwerde
ausgeweitet werden soll.

Die SPÖ will einen besseren gesetzlichen Schutz des Redaktionsgeheimnisses und
der Pressefreiheit. 

„Freie journalistische Recherche in Gefahr“

„kunst.ac“ – unter diesem Titel bietet die Albertina in Zu-
sammenarbeit mit der Pädagogischen Hochschule Wien eine
neue museumspädagogische Fortbildungsreihe an. Für Bil-
dungs- und Kulturministerin Claudia Schmied „eine beispielge-
bende Initiative“. 

M it der vom Bundesministerium für Unterricht, Kunst und
Kultur (BMUKK) geförderten Initiative „kunst.ac“ werden

„Pädagoginnen und Pädagogen aller Unterrichtsfächer und
Schultypen vielfältige Möglichkeiten der Kunstvermittlung eröff-
net. Die Fortbildungsreihe stärkt die bessere Vernetzung von
Schulen und Kultureinrichtungen“, so Ministerin Schmied. Das
neue Weiterbildungsprogramm vermittelt Kompetenzen u.a. in
den Bereichen Museumsdidaktik und Vermittlungsmethodik. 

Die erfolgreiche Teilnahme 
wird mit einem Gütesiegel
bestät igt .  Mehr unter :
www.bmukk.gv.at.

Neues Weiterbildungs -
programm für Lehrer

MUSEUMSPÄDAGOGIK

◆

◆

Mit längerem Führerscheinentzug will Verkehrsministerin Doris
Bures verstärkt gegen Raser vorgehen.

D urch zu schnelles Fahren verur-
sachte Autounfälle kosten in

Österreich jedes Jahr über 1.000 Men-
schen das Leben. Verkehrsministerin
Doris Bures will der Raserei auf öster-
reichischen Straßen nun ein Ende setz -
en und die Führerscheinentzugsdauer
künftig von der Höhe der Geschwin-
digkeitsübertretung abhängig machen.
„Der Führerscheinentzug ist oft be-
wusstseinsbildender als eine Geldstra-
fe“, so Bures. SPÖ-Verkehrssprecher
Anton Heinzl unterstützt die Vorschlä-
ge der Verkehrsministerin. „Derzeit be-
kommen Extrem-Raser die gleiche
Strafe, nämlich zwei Wochen Führer-
scheinentzug, wie jemand, der das Tempolimit außerhalb des
Ortsgebietes um 50 km/h überschreitet“, erläutert Heinzl, der for-
dert: „Je extremer die Überschreitung der Geschwindigkeit, de-
sto länger soll der Führerschein entzogen werden.“

Härtere Strafen für 
Extrem-Raser

VERKEHR

◆

SPÖ-Justizsprecher Hannes Jarolim, 
Univ.Prof. Fritz Hausjell: Die Pressefreiheit ist ein 

Eckpfeiler der Demokratie.

Die Fortbildungsreihe
„kunst.ac“ geht im Winter -
semester 2010/11 in die er-
ste Runde. Im Bild: Bundes-
ministerin Schmied, Alberti-
na-Direktor Schröder und
PH-Direktorin Hackl. 

Verkehrsministerin 
Doris Bures will der 

Raserei auf Österreichs
Straßen ein Ende setzen.

B
M

V
IT

K
ni

e

A
lb

er
tin

a

SP
Ö

 K
lu

b

2010 31:Layout 1 29.09.2010 20:59 Seite 12



d-
Ö-
en
e-
er
er
e 

m 
be
n.
es
n,

eit 
is

en

es
gt
ss
e-
g

de

d

“

◆

is

es
r-
e-

◆

Ö S T E R R E I C H

13

Rund drei Monate müs-
sen Frauen statistisch
gesehen länger arbei-

ten, um auf dasselbe Gehalt wie gleich
qualifizierte Männer zu kommen. Mehr
Transparenz bei den Einkommen ist für die
SPÖ-Frauen ein Schritt zu gerechteren
Löhnen.

Der „Equal Pay Day“ bezeichnet den Tag
im Jahr, bis zu dem Frauen und Männer
gleich viel verdienen (bei gleicher Qua-
lifikation und Vollzeitarbeit). Heuer war
es der 29. September – gemessen am
Jahreseinkommen müssen Frauen da-
nach quasi gratis arbeiten. Bei einer Ak-
tion am Wiener Rochusmarkt machten
die SPÖ Frauen auf diese Gehaltssche-
re aufmerksam – konnten aber auch auf

zwei Erfolge hinweisen, die Frauenmini-
sterin Gabriele Heinisch-Hosek erreicht
hat:

Einkommenstransparenz im Betrieb
Ab 1. Jänner 2011 müssen Betriebe die
durchschnittlichen Einkommen ihrer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter offen-
legen. Zuerst gilt das für Firmen mit über
1.000 ArbeitnehmerInnen, in den Folge-
jahren wird das auch auf kleinere Be-
triebe ausgeweitet.

Einkommenstransparenz 
bei der Jobsuche
Betriebe müssen künftig in Stelleninse-
raten angeben, wie hoch der jeweilige
Kollektivvertrags-Lohn ist und ob mehr
bezahlt wird.

Für Heinisch-Hosek sind das zwei „ganz
wichtige Schritte“. Der nächste ist für sie
die Anhebung des Mindestlohnes von
1.000 auf 1.300 Euro. 

Auf mehr Transparenz bei Frauen- und
Männereinkommen drängt auch SPÖ-
Bundesfrauengeschäftsführerin Andrea
Mautz: „Reden wir über's Gehalt“. 

„Schluss mit Geheimnissen ums Gehalt“
SPÖ FRAUEN

Zum Auftakt der „Österreich
2020-Zukunftsdiskurse“ in
den Bundesländern besuch-
te Bildungsministerin Claudia
Schmied die oberösterreichi-

sche Landeshauptstadt.

Vor rund 120 interessierten Gästen erläu-
terte Bildungsministerin Claudia Schmied
beim oberösterreichischen BildungsTalk
zum Thema „Selbständige Schule“ ihre
Vorstellung eines modernen Bildungssy-
stems. Nach der Eröffnung durch LH-Stv.
Josef Ackerl und der stv. Vizepräsidentin
des oberösterreichischen Landesschulra-
tes, Brigitte Leidlmayer, sprach die Mini-
sterin in einem Impulsreferat über not-

wendige Reformen im österreichischen
Schulsystem. „Wenn wir mit der Schule
dazu beitragen wollen, dass unsere Kin-
der zukünftig als selbständige Bürgerin-
nen und Bürger ihr Leben eigenverant-
wortlich führen, muss es uns gelingen, die
Schule als Ort der Selbstverantwortung zu
konstituieren“, so Schmied. Mit ihren Re-
formvorschlägen stieß die Bildungsmini-
sterin bei den Anwesenden auf breite Zu-
stimmung. Im Vordergrund der regen Di-
skussion im Anschluss standen die Wün-
sche und Nöte von Eltern, Schülerinnen
und Schülern sowie Lehrenden. „Her mit
einer ganztägigen qualitativ hochwärtigen
Schule für alle!“, forderte etwa die Lehre-
rin einer Perger Volksschule. Einigkeit

herrschte bei den Teilnehmern auch dar-
über, in Bildungsfragen zum Wohle der
Kinder an einem Strang zu ziehen.

In Wien leben 
die unabhängigsten 
Frauen

Wien ist (auch) in Sachen Gleichstellung
anders: Im Österreich-Vergleich ist in der
Bundeshauptstadt die Erwerbsquote von
Frauen am höchsten, sind die Frauen am
besten qualifiziert und verdienen mehr
als im Rest Österreichs. Auch die Ge-
haltsschere zwischen Frauen und Män-
nern ist in Wien am geringsten. So findet
der „Equal Pay Day“ in Wien später als in
den anderen Bundesländern statt – 
nämlich am 10. Oktober. „Aber damit sind
wir natürlich nicht zufrieden“, so Vize-
bürgermeisterin Renate Brauner. „Wir
werden uns weiter dafür einsetzen, dass
Frauen dort sind, wo sie hingehören – an
der Spitze.“ 

D I E  F A K T E N

◆

◆

OBERÖSTERREICH

BildungsTalk in Linz
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Bildungsministerin Claudia Schmied:
„Schule als Ort der Selbstverantwortung

konstituieren.“
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„Equal Pay“ bleibt
eine zentrale For-
derung der SPÖ
Frauen. (Bei der
Straßenaktion am
Wiener Rochus-
markt mit einer
Gehaltspyramide:
u.a. Frauenmini-
sterin Heinisch-
Hosek, Vzbgm.
Brauner und
Bundesfrauenge-
schäftsführerin
Mautz) 
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N ach jahrelangem Stillstand und Bil-
dungsabbau unter Elisabeth Geh-
rer ist es unserer Bildungsministe-

rin Claudia Schmied gelungen, wieder Be-
wegung in die Bildungspolitik zu bringen.
Mit einer Dynamik, die sich sehen lassen
kann. Schritt für Schritt setzt Claudia
Schmied sozialdemokratische Bildungs-
konzepte um, hin zu einer leistungsgerech-
teren Schule und einer Schule mit mehr
Chancengleichheit. Die Senkung der Klas-
senschülerhöchstzahl auf 25, bessere
Sprachförderung, ein kostenloses und ver-
pflichtendes Kindergartenjahr, die Neue
Mittelschule, die Bildungsstandards bis hin
zur neuen Matura sind bereits nicht mehr
wegzudenkende Meilensteine. Weitere
wichtige Reformprojekte sollen noch in die-
ser Legislaturperiode auf Schiene gebracht
werden. Zwei dieser Projekte sind die ge-
meinsame Schule und die Reform der
Schulverwaltung. 

Transparenz und Effizienz in der
Schulverwaltung

Egal mit welchen Experten und Betroffenen
ich das Thema moderne Schulverwaltung di-
skutiere, die Antwort ist immer dieselbe: we-
niger Bürokratie, mehr Selbständigkeit und
mehr Eigenverantwortung. Das österreichi-
sche Schulsystem ist längst nicht mehr zeit-
gemäß. Die Mehrgleisigkeit Gemeinde-Be-
zirk-Land-Bund ist unübersichtlich, ineffi-

zient und teuer. Nicht kontrollierbare Sum-
men versickern in einem aufgeblähten Be-
amtenapparat und fehlen dort, wo die Mittel
gebraucht werden – an der Schule. Bei der
Auswahl der Lehrerinnen und Lehrer ist die
Mitsprachemöglichkeit minimalst. Die im-
mer mehr ausufernde Bürokratie entzieht
den Schulen praktisch jeden Verantwor-
tungs- und Gestaltungsspielraum. Daher ist
die Schulautonomie die entscheidende Sy-
stemänderung. Die eigentliche Kraft von
Autonomie an der Schule liegt im Zuspre-
chen von Kompetenz an den Schulstandort,
an den einzelnen Lehrer und an die Ideen
der Schulgemeinschaft. 

Unser Ziel ist es, den einzelnen Schulen –
auf ihre speziellen Bedürfnisse abgestimm-
te – Ressourcen autonom zur Verfügung zu
stellen. Für die pädagogische Umsetzung
sind die Schulen allein verantwortlich und sie
bestimmen zusammen mit der Schulge-
meinschaft die Organisation des Unterrichts
– einschließlich der Befriedigung des Be-
darfes an Ganztagsbetreuung. Die Schulen
sollen ihre Lehrer auch selbst auswählen
können. 

Eine solche Systemänderung bedeutet,
dass die Verantwortung des Staates, der
Länder, aber auch der Gemeinden neu defi-
niert werden muss. Eines steht zweifelsfrei
fest, eine Änderung hin zu einer selbständi-
gen Schule hat den entscheidenden Neben-
effekt, dass durch die Abschaffung von
Mehrgleisigkeiten enorme Kosten gespart

werden, die in Zukunft direkt an die Schulen
fließen.

Auf dem Weg zur gemeinsamen
Schule

Es ist zwar beschämend, aber Realität: Statt
von den erfolgreichen PISA-Ländern zu ler-
nen, die Erkenntnisse der Bildungswissen-
schaften umzusetzen, oder den Erfahrungen
der Lehrerinnen und Lehrer als Praktiker zu
folgen, blockiert eine kleine, aber ganz of-
fensichtlich einflussreiche Gruppe von
schwarzen AHS-Gewerkschaftern bis heute
die wohl wichtigste Reform im Bildungsbe-
reich, die gemeinsame Schule der 10- bis 14-
Jährigen. Das Aussondern von Kindern im
Alter von neun Jahren lässt viele Begabte zu-
rück und steckt Schülerinnen und Schüler in
Schubladen, aus denen sie nicht mehr her-
auskommen. Selbst die Spitzenvertreter von
Wirtschaft und Industrie haben die Nachtei-
le dieses Systems für unsere Zukunft längst
erkannt und fordern mit uns die gemeinsa-
me Schule. Für mich liefern die Ergebnisse
der aktuellen Hirnforschung das absolut ent-
scheidende Argument für die neue gemein-
same Schule: In einer gemeinsamen Schule
werden nicht nur Schwächere optimal ge-
fördert, selbst die Besten und Talentiertesten
werden durch Individualisierung im Unter-
richt noch stärker gefordert als in einer AHS-
Unterstufe. Die Kinder dieser Schule wech-
seln sogar gestärkt mit ihrer in einer ge-
meinsamen Schule erworbenen Sozialkom-
petenz in eine weiterführende Matura und
in ihr Erwachsenenleben. 

Q U E R G E S C H R I E B E N

14 1. Oktober 2010 I Nr. 31

Beim Thema moderne Schulverwaltung geht es um weniger Bürokratie, mehr Selb-
ständigkeit und mehr Eigenverantwortung. Auch das Blockieren in Sachen gemeinsa-
me Schule muss endlich ein Ende haben, meint SPÖ-Bildungssprecher Elmar Mayer.  

◆

Von Elmar Mayer

Z
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Der Volksschuldirektor Elmar Mayer ist seit
2006 Abgeordneter zum Nationalrat und seit
2008 Bildungssprecher der SPÖ. 

„Das Aussondern von Kindern
im Alter von neun Jahren lässt

viele Begabte zurück und steckt
Schülerinnen und Schüler in

Schubladen, aus denen sie nicht
mehr herauskommen.“
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„Die eigentliche Kraft von 
Autonomie an der Schule liegt im
Zusprechen von Kompetenz an den
Schulstandort, an den einzelnen
Lehrer und an die Ideen der 
Schulgemeinschaft.“

Schulreform: 
Ziele klar vor Augen
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Das Ergebnis der steirischen und die
bevorstehende Wiener Landtagswahl
sowie Steuergerechtigkeit und Bildung
beschäftigte unsere Leserinnen und
Leser in den letzten Tagen. Einige der
zahlreichen Reaktionen finden sich
hier– teilweise gekürzt – wieder. 

Sehr geehrte Damen, Herren

Als vergangenen Sonntag das Wahlergebnis
bekanntgegeben wurde und feststand, dass
die SPÖ erneut den ersten Platz erreichen
konnte, ist mir ein Stein vom Herzen gefallen.
Dass sich mit Franz Voves in der Steiermark
ein Roter behaupten konnte ist fantastisch
und zeigt, dass die Bevölkerung seine Arbeit
und die der SPÖ gutheißt. Besonders absurd
habe ich gefunden, wie ÖVP-Parteigänger
versucht haben ihr Wahlergebnis – immerhin
das schlechteste in ihrer Geschichte – schön
zu reden. Wie man bei so einer Wahlschlap-
pe noch von „Aufholjagd“ reden kann ist mir
unbegreiflich. Auf jeden Fall wünsche ich
Franz Voves und seinem Team viel Erfolg für
die nächsten fünf Jahre und hoffe, dass wir in
Wien vom Rückenwind aus der Steiermark
profitieren können.

Fritz Wilfing, Wien

Liebe Freunde!

Mit den Plänen, die Wehrpflicht auszusetzen
und dadurch eine Abschaffung des Bundes-
heeres „voranzutreiben“, zeigt die ÖVP ihr
wahres Gesicht. Durch die Aussetzung der
Wehrpflicht, wird gleichzeitig der Zivildienst,
der vorwiegend im Gesundheits- und Pflege-
bereich tätig ist, ausgesetzt. Somit wird, wie
von den Neoliberalen unter Schwarz-Blau-

Orange schon immer gefordert, der Markt für
die im Gesundheits- und Pflegebereich spe-
zialisierten Unternehmen geöffnet. Durch
diese Globalisierung, denn diese Unterneh-
men müssen „gewinnorientiert“ wirtschaften,
wird der Gesundheits- und Pflegebereich nur
für diejenigen leistbar sein, die am meisten
bezahlen.
Darum müssen diese menschenverachten-
den neoliberalen Reformen beendet werden. 

Helmut Huber, via Mail

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler!

Ihre deutlichen Worte zum Thema Atom-
kraftwerke vor den deutschen Genossinnen
und Genossen haben mir imponiert. Ich fin-
de es wichtig und richtig, dass sie als Bun-
deskanzler sich der Thematik annehmen. Die
ÖVP, die ja auch den Umweltminister stellt,
hat durch das Engagement von Wolfgang
Schüssel bei einem der größten deutschen
Atomstromerzeuger (RWE, Anm. der Red.),

jegliche Glaubwürdigkeit in dieser Frage ver-
loren. Dass sie die Frage zur Chefsache er-
klärt haben war die logische Konsequenz da-
raus. Und ich bin mir sicher, dass sie dabei
die Unterstützung der österreichischen Be-
völkerung auf ihrer Seite haben.  

Mag. Alexandra Prennser, via Mail

Werte Genossinnen und Genossen!

Den Sieg von Franz Voves bei der steirischen
Landtagswahl werte ich als deutliches Zei-
chen dafür, dass die Forderung nach mehr
Gerechtigkeit bei den Menschen gut an-
kommt. Was das desaströse Ergebnis der
ÖVP im Umkehrschluss bedeutet ist klipp und
klar: Sich schützend vor die Reichen, Banken
und Spekulanten stellen stößt bei den arbei-
tenden Menschen nicht auf Gegenliebe. Was
zu tun ist, ist daher klar: Auch wenn sich die
ÖVP querlegt und sich windet, muss die SPÖ
an ihren Forderungen nach mehr Steuerge-
rechtigkeit festhalten. 

Bettina Hagenleitner, Mödling
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JG-Initiative „Steuerschmäh“ online

Die Junge Generation in der SPÖ
(JG) entlarvt auf ihrer Homepage
acht Steuerlügen der Banken-, Spe-
kulanten- und Industrielobby. Es
geht darum, Steuerlügner – zu denen
vor allem auch die ÖVP zählt – durch
stichhaltige Argumente und Fakten
„schmästad“ zu machen, erklärt JG-
Bundesvorsitzende Tina Tauß das
Ziel der Initiative. Für sie ist klar, dass

die Verursacher der Krise und jene,
deren Vermögen derzeit nicht ent-
sprechend versteuert ist, in die
Pflicht genommen werden müssen.

Aufgeräumt wird mit den gängig-
sten Unwahrheiten rund um Stand-
ortwettbewerb, Unternehmenssteu-
ern, die Steuerquote, die Ursachen
der Finanz- und Wirtschaftskrise und
Vermögenssteuer. ◆

Beim Parteitag der SPD fand Bundeskanzler
Werner Faymann klare Worte gegen die

AKW-Laufzeitverlängerung in Deutschland.
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Wesentliche Werte
Bundeskanzler Werner Faymann betonte beim SPD-Bundesparteitag in Berlin, dass die Werte der
Sozialdemokraten – Chancengerechtigkeit, Bildung und Gesundheit – eine breite Mehrheit in
Europa haben. Im Bild: Bundeskanzler Werner Faymann mit SPD-Chef Sigmar Gabriel und dem ehe-
maligen SPD-Vorsitzenden Hans-Jochen Vogel. 

Klasse Kultur
Bereits zum sechsten Mal fand vor kurzem der „Denkmaltag für
Schulen“ statt. Dieser Tag bietet Schulen die Gelegenheit, sich bei
Sonderführungen mit Fragen des Denk malschutzes zu beschäftigen. Im
Bild Bundes ministerin Claudia Schmied mit Schülerinnen des Sperl -
gymnasiums im denkmalgeschützten Wiener Annahof.

Sichere Straße
Verkehrsministerin Doris Bures
hat vor kurzem den Unter zeich -
nungs akt der „Euro päischen
Charta für Straßen verkehrs -
sicherheit“ vorgenommen. Diese
Charta ist die weltweit größte
Plattform für Straßen verkehrs -
sicherheit. Im Bild v.l.n.r.:
Richard Kühnel (EU-Kommission
in Österreich), Alois Schedl
(Asfinag) und Walter Nissler
(EU-Kommission).

Glanzvolle Gala
„50 Jahre Auslandseinsätze des Österreichischen Bun des -
heeres“ – das wurde bei einem Gala-Abend gefeiert. Im Bild
v.l.n.r.: Generalstabschef Edmund Entacher, Bundes präsident
Heinz Fischer, Verteidigungsminister Norbert Dara bos,
Konstantin Klien (Uniqa) und Generalleutnant Günter Höfler.
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